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Ölten, 24. Januar 1929 Nr. 4 15. Jahrgang

Schweizer-Schule
Wochenblatt öer katholischen Schulvereimgunoen der Schweiz

Der „Pädagogischen Blätter" 36. Jahrgang

Für die Schriftleitung des Wochenblattes:
Z. Troxler, Pros.,Luzern, Billenstr.14, Telephon 21.KK

Jnseraten-Annahme, Druck und Versand durch den

Verlag Otto Walter A.»G. - Ölte«
Beilagen zur „Schweizer-Schule":
Volksschule - Mittelschule - Die Lehrerin - Seminar

Abonnement» »Jahre»prel» Fr. tll.—, bei der Post bestem Fr. Ub»0
(Check Vì, S2) Ausland Portoguschlag

In se r tio ns pre i s : Nach Spezialtartf

Inhalt: Pole» und die oberschlesische Schulfreic,c
lasse — Beilage: Volksschule Nr. 2.

Der Lehrer als Psychoanalytiker — Schulnachrichten — Kranken-

Polen und die oberschlesische Schulfrage
lV. Die Minderheitsschulen in Polnisch-

Oberschlesien.

(Die deutsche Minderheit, das Genfer Abkommen,

der Schulstreit, Anordnung der Expertise.)

Von den nahezu eine Million Einwohnern in
Pounsch-Oberschlesien sind rund 366,660 deutscher
Nationalität. (Diese Angabe stützt sich auf das
Stimmenverhältnis bei den Novembevwahlen 1926.
Eine Volkszählung hat seit der Zugehörigkeit des
Landes zu Polen noch nicht stattgefunden.) Schon
während des Krieges, der von dem Schlagwort
„Selbstbestimmungsrecht der Völker" beherrscht
wurde, war man sich darüber klar, daß dort, wo
beträchtliche Minderheiten abgetreten werden soll-
ten, diesen Garantien für die Erhaltung ihres
Volkstums gegeben werden muhten. Im Verlaufe
unserer Ausführungen haben wir auch bereits ge-
sehen, wie die deutsche Minderheit in Po-
len ihre Nationalität zu erhalten sucht. Sie fühlt
sich eben, seit der Loslösung vom Mutterlande, ge-
genüber dem Polentum in eine Art Berteidigungs-
stellung versetzt. Besonders fürchteten die Deut-
schen, Polen werde zur möglichst raschen Polonisie-
rung seines Schulwesens ähnliche Maßnahmen er-
greifen, wie sie Deutschland in seinem Machtbereich
zur Germanisierung sprachlicher Minderheiten von
jeher angewendet hatte. Daß es jedoch nicht so weit
kam, dafür sorgte schon der Minderheitenschutzver-
trag vom 28. Juni 1919. Durch diesen muhte Po-
len, in Erwartung von Gebietszuwachs mit Min-
derheiten, den Grundsatz anerkennen: Alle polnl-
schen Staatsangehörigen sind vor dem Gesetze
gleich, ohne Unterschied der Nasse, Sprache oder

Religion. Betreffend die Sprache heiht es in dem

genannten Vertrag weiter: Es darf keine Bestim-
mung erlassen werden, die die polnischen Staats
angehörigen im freien Gebrauch irgend einer
Sprache beschränkt, weder in ihren privaten oder
Handelsbeziehungen, noch in Angelegenheiten der
Religion, der Presse oder der Veröffentlichungen
aller Art, noch in öffentlichen Versammlungen.
Unbeschadet der Festsetzung einer öffentlichen
Sprache durch die polnische Regierung, sollen den

polnischen Staatsangehörigen mit einer -andern
Sprache als der polnischen vernünftige Erleichte-
rungen für den mündlichen und schriftlichen Ge-
brauch ihrer Sprache im Verkehr mit den Behör-
den gewährt werden.

Zur Herstellung geordneter Verhältnisse in
Oberschlesien wurde am 15. Mai 1922, für die
Dauer von 15 Iahren, in Genf zwischen Deutsch-
land und Polen eine Konvention vereinbart. Nach
dem Entstehungsort heiht sie kurzrveg das Gen-
fer Abkommen. Es umsaht in der französk-
schen Originalausgabe einen stattlichen Quartband
von 316 Druckseiten und regelt die Nationalitäten-
und Wohnsitzfragen, den Minderheitenschutz, die
sozialen und wirtschaftlichen Fragen, sowie die Or-
ganisation und die Aufgaben der Gemischten Kom-
mission und des Schiedsgerichtes für Oberschlesien.
Die wichtigsten Bestimmungen des Genfer Ab-
kommens in bezug auf die Minderheitsschulen lau-
ten:

Den Bedürfnisten der Minderheiten wird betr?

den öffentlichen Primarschulunterricht durch fol-
gende Schuleinrichtungen Rechnung getragen:

g.) Primärschulen, genannt Minderheits-
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